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Göttingen, 01. Dezember 2010 

Resolution für den Rat am 10. Dezember 2010 

(Gleichlautende Resolution wurden dem SGB II-~eirat im Landkreis Göttingen und dem Kreistag" 
des Landkreises Göttinri~"zur Beschlussfassung vorgelegt) " 

An die Bundesregierung 

'-- Resolution gegen ~ie Kürzung des Eingliederungstitels des Bundes im 5GB 11 (Haus­
haltsgesetz 201'1) " 

(...) Der Rat der 'Stadt Göttingen wendet sich gegen die vom Bundestag beschlossenen Kürzungen 
derEingliederungsmittel im SGB 11 (Haushaltsgesetz 2011) und bitten den Gesetzgeber, die geplan­
ten Einsparungen zurückzunehmen. 

Der Bundestagsbeschluss vom 26.11.2010 sieht bei, den .Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB 11" im Vergleich ,zu 2010 eine Kürzung von 6,6 auf 5,3 Milliarden Euro, alSQ um 20 Prozent, 
vor. Für 2012 und 2013 sind weitere Kürzungen um 1,5 MilliardEm Euro vorgesehen. Damit würde die 
öffentlich geförderte Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen innerhalb von drei Jahren um insgesamt 
43 Prozent reduziert. 

Diese Kürzungen werden mit der Lage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt begründet: Der BUlldgeht 
von einem weiteren Rückgang der ArtJeitslosigkeit aus. 

Auch in, Landkreis und in der StadtGöttingen gibt es erhebliche Erfolge" bei der Bekämpfung der Ar-' 
b,eitslO$lgkeit (Arbeitslosenquote 7,9'%). AIiEirdingsist diese günstige Entwicklung bisher kaum bei" 

'--' den Arbeitslosen im Rechtskreis des Sozialgesetzbuches 11 angekommen. Die zahl der ALG 11­
Empfänger/-innen im Landkreis und In der Stadt Göttingen stagniert weitgehend, Langzeitarbeitslose 

" profitieren somit bisher kaum vom wlrtschaftlichen Aufschwung in der Region. 

In den letzten Jahren Wurde in gemeinsamer Anstrengung der lokalen Akteure des Arbeitsmarktes im 
Landkrei~ und in der Stadt Göttingen eine wirkungsvolle und effektive Angebotsstruktur 'mit vielfälti­
genMaßnahmen der Qualifizierung im SGB 11 genutzt. Im Hinblick auf den - öffentlich proklamierten ­
Fachkräftemangel ist eine Aktivierung und Qualifizierung durch den Eingliederungstitel für SGB 11 
Empfänger/-innen weiterhin unbedingt notwendig, damit die Chancen des sich belebenden Arbeits­
marktesauch von den Leistungsempfängernl-innen des SGB Hgenutzt werden können. Die Kürzung 
des Eingliederungstitels ist nicht gerechtfertigt und verhindert die Integration langzeitarbeitsloser ALG 
II-Empfänger/-innen auf dem Arbeitsmarkt. " 

Aufgrund künftig stark eingeschränkter Aldivierungs- und För~rmöglichkeiten wird die zahl der Integ­
rationen im SGB 11 zurückgehen. Die vermeintlichen Einsparungen in der aktiven Arbeltsmarktförde-" 
rung führen nicht zu den gewünschten fiskalischen Effekten. 

Begründung 
Ergibt sich aus dem Inhalt der Resolution. 
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